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SPRUCH 
Es ist mehr wert, jederzeit die Achtung der Menschen zu 
haben, als gelegentlich ihre Bewunderung. 
Jean-Jacques Rouseau; 1712 – 1778, französisch-schweizerischer Schriftstel-
ler und Philosoph 
 

 Was Sie interessieren kann:  
Arbeitsrecht  
 

Unterschiedliche Zuschläge bei regelmäßiger 

und unregelmäßiger Nachtschicht 
  

Die Richter des Bundesarbeitsgerichts (BAG) hatten in 
einem Fall zu klären, ob eine Regelung in einem Man-
teltarifvertrag (MTV), die einen Zuschlag zum Stun-
denentgelt für regelmäßige Nachtarbeit von 20 % und 
für unregelmäßige Nachtarbeit von 50 % vorsieht, ge-
gen den allgemeinen Gleichheitsgrundsatz verstößt. 
 
Sie kamen zu der Entscheidung, dass eine Regelung 
in einem Tarifvertrag, die für unregelmäßige Nachtar-
beit einen höheren Zuschlag vorsieht als für regelmä-
ßige Nachtarbeit, dann nicht gegen den Gleichheits-
grundsatz verstößt, wenn ein sachlicher Grund für die 
Ungleichbehandlung gegeben ist, der aus dem Tarif-
vertrag erkennbar sein muss. Ein solcher kann darin 
liegen, dass mit dem höheren Zuschlag neben den 
spezifischen Belastungen durch die Nachtarbeit auch 
die Belastungen durch die geringere Planbarkeit eines 
Arbeitseinsatzes in unregelmäßiger Nachtarbeit ausge-
glichen werden sollen. 
 
Das BAG führte aus, dass für diese Ungleichbehand-
lung ein aus dem Tarifvertrag erkennbarer sachlicher 
Grund gegeben war. Der MTV beinhaltet zunächst ei-
nen angemessenen Ausgleich für die gesundheitlichen 
Belastungen beider Nachtarbeitsmodelle. Daneben 

 
 



 

 

bezweckt der MTV aber auch, Belastungen für die Be-
schäftigten, die unregelmäßige Nachtarbeit leisten, 
wegen der schlechteren Planbarkeit dieser Art der Ar-
beitseinsätze auszugleichen. Den Tarifvertragspar-
teien ist es im Rahmen der Tarifautonomie nicht ver-
wehrt, mit einem Nachtarbeitszuschlag neben dem 
Schutz der Gesundheit weitere Zwecke zu verfolgen. 
Es liegt im Ermessen der Tarifvertragsparteien, wie sie 
den Aspekt der schlechteren Planbarkeit für die Be-
schäftigten, die unregelmäßige Nachtarbeit leisten, fi-
nanziell bewerten und ausgleichen. 

  

Familienrecht/Erbrecht 
 
Testamentseröffnung auch mit privater Ko-

pie möglich 
  

In einem vom Oberlandesgericht Düsseldorf entschie-
denen Fall reichte eine Witwe dem Nachlassgericht 
die Kopie eines vom Erblasser im Jahre 1976 errichte-
ten Testaments, das sie als Alleinerbin bestimmt, zur 
Eröffnung beim Nachlassgericht ein. Dazu hat sie vor-
getragen, der Erblasser habe diese 
Kopie gefertigt und ihr zur Aufbewahrung überreicht. 
Aus welchem Grund er ihr nicht auch das Original 
übergeben habe, sei nicht bekannt. Das Nachlassge-
richt lehnte die Eröffnung der Testamentskopie ab. 
 
Ob ein Schriftstück den materiellrechtlichen Anforde-
rungen an eine wirksame Verfügung von Todes we-
gen genügt, ist im Eröffnungsverfahren nicht zu ent-
scheiden. Im Zweifel hat die Eröffnung zu erfolgen. 
Das spricht auch für die Eröffnung eines nur in Kopie 
vorhandenen Testaments. Im Einzelfall mag nämlich 
gerade nicht ohne weiteres zu erkennen sein, ob es 
sich bei einem Schriftstück um eine Kopie handelt. 
Dementsprechend war die Kopie des Testaments zu 
eröffnen. 
 
Allein die Eröffnung eines Schriftstücks als Testament 
besagt nichts für seine Wirksamkeit. Die Klärung die-
ser Frage ist vielmehr Gegenstand insbesondere eines 
Erbscheinsverfahrens oder einer 



 

 

Erbenfeststellungsklage. Vor diesem Hintergrund ist 
der Gefahr der Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit 
der Kopie keine solche Bedeutung zuzumessen, dass 
eine Eröffnung unzulässig macht. 

 
Sonstiges 
 
Kostenermäßigung bei vorzeitiger Rückzah-

lung eines Kredits 
  

Das Recht des Verbrauchers auf Ermäßigung der Ge-
samtkosten seines Immobilienkredits bei vorzeitiger 
Rückzahlung des Kredits umfasst nicht die laufzeitun-
abhängigen Kosten. Der Verbraucher kann somit nur 
eine Ermäßigung der Zinsen und der laufzeitabhängi-
gen Kosten verlangen. Zu dieser Entscheidung kamen 
die Richter des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) in 
ihrem Urteil v. 9.2.2023. 
 
Das Recht auf Ermäßigung zielt dem EuGH zufolge 
darauf ab, den Kreditvertrag an sich durch die vorzei-
tige Rückzahlung ändernde Umstände anzupassen. 
Dieses Recht umfasst jedoch nicht die Kosten, die un-
abhängig von der Vertragslaufzeit dem Verbraucher 
entweder zugunsten des Kreditgebers oder zugunsten 
Dritter für Leistungen auferlegt werden, die zum Zeit-
punkt der vorzeitigen Rückzahlung bereits vollständig 
erbracht worden sind. 
 
Um den Verbraucher vor Missbrauch zu schützen, ha-
ben die nationalen Gerichte allerdings dafür Sorge zu 
tragen, dass die Kosten, die dem Verbraucher unab-
hängig von der Laufzeit des Vertrags auferlegt wer-
den, nicht objektiv ein Entgelt des Kreditgebers für die 
vorübergehende Verwendung des Kapitals oder für 
Leistungen darstellen, die dem Verbraucher zum Zeit-
punkt der vorzeitigen Rückzahlung noch erbracht wer-
den müssten. Der Kreditgeber muss dann nachwei-
sen, ob es sich bei den betreffenden Kosten um ein-
malige oder um regelmäßige Kosten handelt. 
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